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Ohne Zweifel gab es Fälschungen 
bei den russischen Parlamentswah-
len vom 18. September 2016. Und 
doch lässt das Ergebnis einen klaren 
Schluss zu: Mit den Protesten, die 
2011 und 2012 mehr Demokratie und 
weniger Putin forderten, ist es voll-
ends vorbei. Die vier Parteien, die be-
reits 2007 und 2011 in der Staatsdu-
ma vertreten waren, zogen auch 2016 
wieder in das Parlament ein; dabei 
sicherte sich die Partei Einiges Russ-
land mit 343 von 450 Sitzen die abso-
lute Mehrheit. 

Doch der Erfolg des Einigen Russ-
lands, der nach den gewonnenen Par-
lamentssitzen noch deutlicher war als 
der Sieg von 2011, provozierte keinen 
Protest und schon gar keine öffent-
lichen Demonstrationen. Im Gegen-
satz zu den meisten anderen Wah-
len der jüngeren Vergangenheit tra-
ten bei der Parlamentswahl 2016 vie-
le regierungskritische Kandidaten 
an, die auf kommunaler und natio-
naler Ebene einen Wahlkampf ma-
chen durften. Allerdings schnitten 

sie durchwegs schlecht ab. Die Oppo-
sitionsführer (von denen die meisten 
ihre politische Karriere in den neun-
ziger Jahren begannen) haben einen 
großen Teil ihres Rückhalts in der 
Bevölkerung verloren. Ich würde so-
gar behaupten, dass dies nicht an Pu-
tins „Krim-Effekt“ liegt; vielmehr hat 
sich wohl bei vielen russischen Wäh-
lern durchgesetzt, dass von den poli-
tischen Führern der Opposition keine 
konstruktiven Lösungen für das Land 
zu erwarten sind. 

Eine ernsthafte Debatte, wie es 
Putin gelingen konnte, die russische 
Politik so ungeniert in Geiselhaft zu 
nehmen und warum sich offensicht-
lich nur die wenigsten Menschen ei-
nen politischen Wandel wünschen, ist 
überfällig. Ich würde argumentieren: 
Das russische Volk traut der Opposi-
tion nicht über den Weg, weil diese 
von jenen Politikern angeführt wird, 
die den Aufstieg Putins erst ermög-
licht haben. Putin mag gerne behaup-
ten, dass sich die neunziger und die 
2000er Jahre in ihrer Bedeutung für 

Vladislav Inozemtsev | Das heutige Russland ist kein von Wladimir Putin ge-
schaffenes Konstrukt, sondern das Produkt einer Entwicklung seit dem 
Zerfall der Sowjetunion. Der Aufstieg eines Wirtschaftssystems, das we-
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wie die Rückkehr zur imperialistischen Außenpolitik.
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Die Menschen woll-

ten eine „organisier- 

tere“ Wirtschaft 

die politische Entwicklung des Lan-
des grundlegend unterscheiden. Und 
doch sind die Kontinuitäten zwischen 
diesen beiden „Epochen“ größer als 
die Unterschiede. 

Natürlich würde niemand bestrei-
ten, dass Putin schon in den Reform-
jahren Fuß in der politischen Eli-
te gefasst hat: Seine ersten Karriere
schritte machte er im Windschatten 
seines politischen Ziehvaters Anatoli 
Sobtschak, dem ersten demokratisch 
gewählten Bürgermeister von St. Pe-
tersburg. Boris Jelzin berief ihn zum 
Direktor des Inlandsgeheimdiensts 
(FSB), später unterstützten Oligar-
chen wie Boris Beresowski seine Kan-
didatur als Nachfolger Jelzins. Aber 
erst die 1993 von den prodemokrati-
schen Politikern Sergei Shakrai und 
Viktor Sheinis mitentworfene Verfas-
sung der Russischen Föderation räum-
te dem Staatspräsidenten weitreichen-
de Befugnisse ein – Befugnisse, die es 
Putin heute erlauben, Russland nach 
seinen Vorstellungen umzubauen. 

Trotzdem gibt es viel wesentliche-
re politische, wirtschaftliche und so-
ziale Gründe, die für Putins Aufstieg 
zum „geborenen Anführer“ des Lan-
des verantwortlich sind. In jedem Be-
reich sind die Ursprünge in die neun-
ziger Jahre zurückzuverfolgen. Wer in 
dieser Zeit in die oberen Ränge von 
Politik und Verwaltung gekommen 
ist, darf sich dann wohl kaum darü-
ber beschweren, dass sich der Putinis-
mus als politische und wirtschaftliche 
Leitdoktrin durchgesetzt hat.

Zermürbende Wirtschaftsprobleme

Wer Putins Erfolg heute mit der wirt-
schaftlichen Entwicklung des moder-

nen Russlands erklären will, verweist 
meist auf die verheerenden Konse-
quenzen, welche die ersten markt-
wirtschaftlichen Reformen und die 
allgemeine wirtschaftliche Entwick-
lung nach dem Zerfall der Sowjet-
union für das Wohlergehen der Be-
völkerung hatten. Sie argumentie-
ren, dass die Verschlechterung des 
Lebensstandards, Inflation, die ste-
tige Abwertung des Ru-
bels, steigende Arbeitslo-
senzahlen und die wach-
sende Lohnungleichheit 
die russische Gesellschaft 
vollkommen zermürbten. 
Andrei Illarionow, ein renommierter 
Ökonom, der mehrere Jahre als Wirt-
schaftsberater Putins arbeitete, wirft 
den Reformern der neunziger Jahre 
vor, die Bedürfnisse der Bevölkerung 
ignoriert und Programme umgesetzt 
zu haben, welche die russische Wirt-
schaft um 35 Prozent schrumpfen lie-
ßen, fast die Hälfte aller Bürger verar-
men ließen und oligarchische Struk-
turen etablierten. Diese Entwicklun-
gen hätten bei vielen Menschen ein 
tiefes Verlangen nach einer „organi-
sierteren“ Wirtschaft entfacht, was 
sie wiederum für Putins Rhetorik zu-
gänglich machte. 

All das mag richtig sein. Ich will 
mich jedoch auf einen anderen Aspekt 
konzentrieren, der ebenfalls mit den 
Reformen der neunziger Jahre zusam-
menhängt, aber Putins Aufstieg bes-
ser erklären kann: das russische Pri-
vatisierungsprogramm. Die Privati-
sierung staatlicher Vermögenswerte 
und Unternehmen, die in den neun-
ziger Jahren vollzogen wurde und 
auch als „Piratisierung“ des Landes1 

1	 Marshall Goldman: The Piratization of Russia: Russian Reform Goes Awry; London, New 
York 2003; Chrystia Freeland: Sale of the Century: Russia’s Wild Ride from Communism to 
Capitalism, New York 2000.
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Die Privatisierung war 

als „Piratisierung“ des 

Landes verschrien

verschrien war (das galt für ihre bei-
den Ausprägungen: für das Vertei-
len von „Gutscheinen“ oder „Priva-
tisierungs-Schecks“ genauso wie für 
„Darlehen-gegen-Anteile“-Modelle), 
führte dazu, dass neue Investoren 
für teils lächerlich wenig Geld Staats-
eigentum in ihren Besitz brachten. 
Man erinnere sich an die berüchtigten 
„Darlehen-gegen-Anteile“-Auktionen, 
die 1995 veranstaltet wurden. Sie er-

möglichten es russischen 
Finanziers, Unternehmen 
wie Yukos, Norilsk Ni-
ckel, Sibneft oder Sidan-
ko (später TNK-BP) für 
gerade einmal 560 Millio-

nen US-Dollar zu erwerben. Im Jahr 
2003 wurde Yukos Wert auf 36,3 Mil-
liarden Dollar geschätzt, Sibneft wur-
de 2005 für 13,1 Milliarden Dollar an 
Gazprom verkauft und Rosneft zahl-
te 2013 atemberaubende 54,8 Milliar-
den Dollar für TNK-BP. Ich behaup-
te nicht, dass dieses Vorgehen „unge-
recht“ war; viel wichtiger ist, dass sich 
die neuen Besitzer dieser Unterneh-
men einen enormen Startvorteil ge-
genüber Neuanlegern verschafften, 
die womöglich beabsichtigt hätten, 
neue Unternehmen zu gründen. 

Die Entwicklung der Wirtschaft 
in den Folgejahren zeigt, dass vor al-
lem die Sektoren wuchsen, die von der 
Privatisierung am wenigsten betrof-
fen waren: die Telekommunikations-
branche, Finanz- und Bankenindust-
rie, Einzelhandel und personenbezo-
gene Dienstleistungen, nur nicht der 
harte industrielle Kern der russischen 
Wirtschaft. Die privatisierten Unter-
nehmen förderten in den 2000er Jah-
ren noch nicht einmal so viel Öl und 
Gas wie zu Sowjetzeiten. 

Die Privatisierung sorgte für eine 
Abhängigkeit von alten sowjetischen 

Industriebeständen. Das ist einer der 
Gründe, warum sich die russische 
Wirtschaftsentwicklung so stark von 
der chinesischen unterscheidet: In 
China beließ man Staatsunternehmen 
in Staatshand, schuf aber gleichzeitig 
Anreize für chinesische und auslän-
dische Investoren, die neue Industrie-
anlagen bauen und mit staatlichen Be-
trieben konkurrieren sollten. Das Er-
gebnis ist deutlich: In China sind nur 
vier der Top-100-Unternehmen von 
Anlagegütern abhängig, die aus der 
Zeit vor 1990 stammen. Dagegen sind 
74 der 100 größten russischen Unter-
nehmen weiterhin maßgeblich auf 
Technologien und Liegenschaften aus 
der Sowjetzeit angewiesen. Das Vo-
lumen industriell produzierter Güter 
in China verelffachte sich seit 1995; 
in Russland wurden seit der berüch-
tigten „Piratisierung“ gerade einmal 
eine neue Erdölverarbeitungsanlage 
und zwei neue Zementfabriken ge-
baut. Dafür mussten in Putins Amts-
zeit mehr als 1000 Industriefirmen 
aus der Sowjetära schließen. 

Umbau statt Ausbau

So nahm die russische Wirtschaft in 
den neunziger und 2000er Jahren ihre 
ganz eigene Entwicklung: Die neuen 
Besitzer der großen Industrieunter-
nehmen konzentrierten sich nicht da-
rauf, ihre Unternehmen wirtschaft-
lich und technisch zu modernisieren 
und wettbewerbsfähig zu machen. Ih-
nen ging es darum, ihren Besitz aufzu-
teilen, in verschiedene Anlagemodel-
le zu verpacken, diese am Höhepunkt 
der Preisentwicklung zu verkaufen 
und in Krisenzeiten wieder billig zu-
rückzuerwerben. Umbau statt Ausbau 
lautete das Motto der Post-Privatisie-
rungsära, die das Erstarken des Staa-
tes förderte. Dessen Kernkompetenz 
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war es wiederum, große Anlagenver-
käufe und -ankäufe zu tätigen sowie 
Neuverteilungen mithilfe der Straf-
verfolgungsbehörden durchzusetzen. 

Während der 2000er Jahre wurden 
weniger als 12 Prozent der strafrecht-
lichen Ermittlungen gegen Großun-
ternehmen vor Gericht gebracht, weil 
diese sich entweder darauf einließen, 
die Behörden zu bestechen oder weil 
die Unternehmen vor Prozessbeginn 
von den Klägern selbst aufgekauft 
wurden. So ebnete die „Umbauwirt-
schaft“ der Reformjahre in den frü-
hen Neunzigern dem „Umverteilungs-
staat“ den Weg, der sich ein Jahrzehnt 
später entwickelte. Marktreformen 
waren nicht darauf angelegt, die Fes-
seln der Bürokratie abzuschütteln. Sie 
machten die Bürokratie im Gegenteil 
anpassungsfähiger und effektiver als 
je zuvor. 

Die russische Wirtschaft war der 
ultimative Nährboden für Putins Au-
toritarismus und ist es bis heute ge-
blieben. Alle großen Unternehmen 

operieren entweder im Auftrag des 
Staates oder sind auf subtilere Art 
und Weise mit der staatsgelenkten 
Wirtschaft verwoben. Das Wohlerge-
hen der Bevölkerung ist direkt an den 
Staatshaushalt gekoppelt, der wieder-
um stark von der Leistungsfähigkeit 
der Primärindustrie abhängt. 

In einer Umverteilungswirtschaft 
weitet der Staatsapparat seine Kon
trolle ständig aus – nicht nur auf fö-
deraler, sondern auch auf regiona-
ler Ebene. Die beste Überlebenstak-
tik ist es also, sich an die Regeln zu 
halten und sich damit einverstanden 
zu erklären, dass die Regierung sich 
nimmt, was sie will und wann sie es 
will. Dieses System wurde in Russ-
land seit Anfang der neunziger Jahre 
errichtet. Es wurde zur ersten Säule 
des Putinismus. 

Eine Land ohne Zukunft

Viele russische „Demokraten“ und 
ihre westlichen Sympathisanten glau-
ben, dass die freiheitlich-demokrati-
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Den Menschen wur-

den keine politischen 

Alternativen geboten

sche Ordnung, die um die Jahrtausend-
wende in Russland Fuß gefasst hatte, 
später von Putin und seinen KGB-Ge-
hilfen wieder abgewickelt wurde. Dem 
widerspreche ich entschieden.

Doch analysiert man die Wahlen, 
die während der vergangenen 25 Jah-
re stattfanden, stellt man fest, dass 
die demokratischsten nicht in Russ-
land, sondern in der Sowjetunion 
stattfanden. Die klassische Defini-

tion von Demokratie im-
pliziert, dass die Möglich-
keit gegeben ist, eine re-
gierende Person oder Par-
tei durch freie und faire 
Wahlen friedlich zu erset-

zen. So eine Machtübergabe fand in 
Russland nur ein einziges Mal statt, 
nämlich als 1990 und 1991 die kom-
munistische Elite nicht nur die Parla-
ments-, sondern auch die spätere Prä-
sidentschaftswahl verlor. Seit 1993 
wurde die Staatsduma ausschließlich 
von kremltreuen Parteien oder Koa-
litionen kontrolliert, und die Präsi-
denten gaben ihr Amt nur dann auf, 
wenn sie bereits einen handverlese-
nen Nachfolger anzubieten hatten. 
Der Wahlprozess war dabei nie mehr 
als politische Tarnung. 

Nicht der „autokratische“ Wla-
dimir Putin attackierte die gewähl-
te Legislative, als diese den Präsi-
denten des Amtsmissbrauchs bezich-
tigte, sondern der „demokratische“ 
Boris Jelzin. Die Autoren der Ver-
fassung von 1993 waren nicht KGB-
Treue wie der Politiker Igor Setschin 
oder der spätere Leiter des FSB, Niko-
lai Patruschew, sondern liberale Ju-
risten wie Sergei Shakrai und Viktor 
Sheinis. Nicht Wladislaw Sukov, Va-
ter der Idee einer „souveränen De-
mokratie“, leitete 1996 die Kampag-
ne zur Wiederwahl von Boris Jelzin, 

sondern der „ultraliberale“ Anatoli 
Tschubais. All das führte dazu, dass 
die russischen Bürger nicht repräsen-
tiert, die Legislative immer weiter ge-
schwächt und dass, am wichtigsten, 
die Bürger geradezu auf ein Prinzip 
des „es gibt keine Alternativen“ ein-
geschworen wurden. Führende De-
mokraten, die 1996 Jelzins Wieder-
wahl unterstützten, riefen die Bürger 
dazu auf, „bei der Wahl ihrem Herz 
zu folgen“. Ein vielsagendes Motto, be-
deutete dies doch, dass man von den 
Menschen keine sorgfältig durchdach-
te, sondern eine emotionale Entschei-
dung einforderte. Wer bereits verges-
sen hat, welche Taktiken 1996 gegen 
Gennadi Sjuganow, den Kandidaten 
der Kommunistischen Partei (KPRF), 
angewandt wurden, sei an das dama-
lige Fernsehprogramm erinnert, das 
der heutigen Kremlpropaganda in 
Sachen Parteilichkeit in nichts nach-
stand. Selbst wenn die Wahlen 1996 
nicht gefälscht worden sein sollten, 
fiele es schwer zu behaupten, dass sie 
frei und fair abliefen. In jedem Fall 
prägten sie die politische Kultur Russ-
lands bis weit ins neue Jahrtausend. 

Historische Kontinuität

All die Ideen, die heute vehement 
von russischen Liberalen kritisiert 
werden, haben ihren Ursprung in 
den neunziger Jahren. Putins Ver-
such, eine „nationale Idee“ zu kreie-
ren, wurde eigentlich von Boris Jel-
zin angestoßen, der 1994 eine Son-
derkommission beauftragte, eine „na-
tionale Ideologie“ auszuarbeiten. In 
den neunziger Jahren feierte die rus-
sisch-orthodoxe Kirche ein von der 
Regierung unterstütztes Revival. Der 
Kreml schätzte den festen spirituel-
len Rahmen, in dem die Kirche die 
einfachen Leute hielt. Mitte des Jahr-
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Russland orientiert 

sich weiterhin nur an 

der Vergangenheit

zehnts wurde die Verbindung zwi-
schen Staat und Kirche so stark, dass 
viele Gemeinden Sondergenehmigun-
gen an Unternehmen ausstellten, die 
es diesen erlaubten, Steuern zu umge-
hen, wenn sie an kirchliche Stiftun-
gen spendeten. Diese Regelung wur-
de nicht nur geschaffen, um dem Volk 
eine unkritischere Haltung gegenüber 
dem Staat einzuimpfen, sondern auch, 
um eine gewisse „historische Konti-
nuität“ zwischen dem neuen demo-
kratischen und dem alten imperialis-
tischen Russland herzustellen. 

Dieser Kontinuitätsgedanke wur-
de zu einem Leitmotiv beim Umbau 
der russischen Gesellschaft nach der 
Jahrtausendwende, der für zwei Zie-
le genutzt wurde. Man lobte die Ver-
gangenheit, damit die Menschen sich 
nicht zu sehr mit der Zukunft ausei-
nandersetzten. Werte wie „Stabilität“ 
und „Konservativismus“ wurden be-
sonders betont, um dem Fundament 
der russischen Gesellschaft einen 
moralischen Anstrich zu verpas-
sen. Gleichzeitig vermittelte man den 
Menschen damit, dass es besser war, 
sich an althergebrachten Tugenden 
zu orientieren, als sich gegenwärtige-
ren und damit kontroverseren Ideen 
zuzuwenden. Seit Ende der achtziger 
Jahre wurden in Russland weder um-
fassende Reformprojekte noch weit-
reichende Zukunftsvisionen entwor-
fen: Das Land orientiert sich weiter-
hin an der Vergangenheit und nicht 
an der Zukunft. 

Gleichzeitig resultierte die Ver-
narrtheit in die eigene Geschichte – 
und das sollte angesichts der autori-
tären Vergangenheit Russlands nicht 
überraschen – in eine neu entdeckte 
Leidenschaft großer historischer Per-
sönlichkeiten und Ereignisse. In den 
neunziger Jahren wurden Peter der 

Große und Pjotr Stolypin gepriesen; 
heute sind es Iwan der Schreckliche 
und Stalin; in den neunziger Jahren 
zollte die Regierung in der 
Peter-und-Paul-Kathedrale 
in St. Petersburg dem dort 
beerdigten letzten Zar Ni-
kolaus II. und seiner Fa-
milie ihren Respekt; heu-
te beaufsichtigen Regierungsmitglie-
der den Bau von Stalin-Denkmälern 
und behaupten, dass es in der Sow-
jetunion während der dreißiger Jah-
re niemals Säuberungsaktionen ge
geben hätte. 

Zurück zum Imperium

Wladimir Putin wird oft vorgewor-
fen, dass er den ohnehin schon fra-
gilen Föderalismus untergräbt und 
Russlands Einflussbereich mit wirt-
schaftlichem Druck und militärischer 
Gewalt immer weiter in den postsow-
jetischen Raum ausdehnt. Doch auch 
hier lassen sich viele der gegenwärti-
gen Entwicklungen bis in die neunzi-
ger Jahre zurückverfolgen. 

Im Gegensatz zur Sowjetunion 
war Russland stets ein Land mit ei-
nem ausgeprägten Bewusstsein für 
territoriale Unversehrtheit. Michail 
Gorbatschow war im Grunde der 
oberste Chef einer sich auflösenden 
UdSSR. Boris Jelzin lehnte die For-
derung nach Selbstbestimmung klar 
ab, die nach 1991 in verschiedenen 
Sowjetrepubliken gestellt wurden. 
Am Beispiel Tschetschenien wird die 
Kompromisslosigkeit der russischen 
Territorialpolitik deutlich. 1994 be-
gann Jelzin einen Krieg gegen die auf-
ständische Republik, der über Monate 
hinweg schwere Verluste für die rus-
sische Armee brachte. Obwohl einige 
Politiker forderten, der Krieg müsse 
beendet werden, und obgleich man-
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che Experten überzeugt waren, dass 
man Tschetschenien in die Unabhän-
gigkeit entlassen solle, setzte die poli-
tische Elite Russlands den Kampf bis 
ins 21. Jahrhundert fort. Erst als eine 
neue tschetschenische Führung ein-
gesetzt wurde, die Moskau im Gegen-
zug für verstärkte finanzielle Unter-
stützung ihre Loyalität zusagte, wur-
de der Krieg beendet.2 Ich möchte an 
dieser Stelle daran erinnern, dass 
derselbe Boris Nemzov, der 1996 den 
kühnen Schritt wagte, eine Million 
Unterschriften für den Abzug der 
russischen Truppen aus Tschetsche-
nien zu sammeln, 2015 in der Mos-
kauer Innenstadt ermordet wurde. 
Vergeben und vergessen – das ist eine 
Floskel, die nicht für die Feinde des 
russischen Regimes gilt. 

Schwerer wiegt allerdings der Vor-
wurf der imperialistischen Macht-
ausdehnung Russlands in den post-

sowjetischen Raum. 1992 brach ein 
blutiger Konflikt in Moldawien aus, 
wo zu diesem Zeitpunkt viele russi-
sche Streitkräfte stationiert waren. 
Es folgte die Abspaltung Transnistri-
ens, einer selbstproklamierten Repu-
blik, die zwar nie offiziell von Russ-
land anerkannt, aber seither mächtig 
vom Kreml unterstützt wurde. 1992 
und 1993 brachen weitere Konflikte in 
den georgischen Provinzen Abchasien 
und Südossetien aus, in denen Russ-
land einmal mehr als „Vermittler“ auf-
trat, aber eigentlich aktiv in die Aus-
einandersetzung eingriff. Was damit 
endete, dass Tiflis die Kontrolle über 
beide Territorien verlor. 

Die so genannte „Doktrin der 
kontrollierten Instabilität“ prägte die 
russische Politik gegenüber den post
sowjetischen Staaten lange bevor Pu-
tin an die Macht kam. Die Einmi-
schung in die Angelegenheiten der 

2	 Ilya Yashin: A Threat to National Security, Washington: Free Russia Foundation 2016, 
http://www.4freerussia.org/wp-content/uploads/2016/03/Doklad_eng_web.pdf.
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Schon lange gibt es 

die „Doktrin der kon

trollierten Instabilität“

ehemaligen Sowjetrepubliken war 
schon damals so intensiv und wurde 
so deutlich militärisch forciert, dass es 
nur eine Frage der Zeit zu sein schien, 
bis sich noch radikalere Strategien 
durchsetzen würden. 

Russland mischte sich seit länge-
rem schon aktiv in die Angelegen-
heiten seiner Nachbarstaaten ein. 
Lange bevor Putin 2016 die ukrai-
nischen Handelsbeziehungen nach 
Zentralasien unterbrach, hatte Russ-
land den Gastransport von Turkme-
nistan in die Ukraine abgeschnitten. 
Schon Mitte der neunziger Jahre ver-
suchte der Kreml, den Bau neuer Öl- 
und Gaspipelines im Südkaukasus zu 
verhindern – und zwar mit derselben 
Entschiedenheit, mit der er 2005 dar-
an gearbeitet hatte, die Ukraine nicht 
zum Durchgangsland für Öl- und 
Gastransporte werden zu lassen. 

Trotz aller Beteuerungen, dass 
Russland ein Freund der Ukraine 
sei und die territoriale Integrität des 
Landes schützen wolle, zeigte die rus-
sische Führung ihre wahren Absich-
ten, als sie es dem Moskauer Bür-
germeister Juri Luschkow erlaubte, 
den territorialen Status der Krim als 
Teil der Ukraine öffentlich infrage 
zu stellen. Schon 1994 begann Russ-
land, prorussische und russischspra-
chige Aktivisten auf der Krim zu 
unterstützen. In Missachtung der ei-
genen Gesetzgebung stellte die rus-
sische Regierung zudem Hunderttau-
sende russischer Pässe für Menschen 
in Transnistrien, Abchasien, Südos-
setien, der Krim und anderen Regio-
nen der Ukraine aus. Das Fundament 
für einen prorussischen Aufstand 
auf der Krim und im Donbass sowie 
für Auseinandersetzungen mit ande-
ren Nachbarn war also schon lange 
vor 2014 gelegt. 

Auch die so genannte Eurasische 
Union wurde schon Mitte der neun-
ziger Jahre vorbereitet, als die poli-
tische Elite realisierte, dass die rus-
sische Bevölkerung gerne etwas se-
hen würde, das wenigstens nach ei-
ner teilweisen Wiederherstellung 
des sowjetischen Einheitsstaats aus-
sah. Wer glaubt, dass Pu-
tin als Erster von die-
ser Art der Integration 
sprach, als er 2011 mitten 
im Wahlkampf die Konso-
lidierung der Eurasischen 
Union ankündigte, der irrt. In sei-
nem Plädoyer für die Russisch-Weiß-
russische Union, die 1996 gegrün-
det wurde, und seine Umfragewerte 
während des Präsidentschaftswahl-
kampfs 1996 ordentlich nach oben 
trieb, nutzte Boris Jelzin ganz ähn-
liche Motive. 

Außenpolitische Unwägbarkeiten

Nachdem Präsident Gorbatschow sei-
ne Position an der Spitze der sowje-
tischen Führung gefestigt hatte, for-
derte er ein „neues politisches Den-
ken“. Die UdSSR sollte gänzlich in 
die Weltpolitik und die westliche Zi-
vilisation eingebunden werden. Eine 
Grundidee dieser neuen politischen 
Doktrin war ein „weiter gefasstes 
Europa von Lissabon bis Wladiwos-
tok“ – ein Konzept, das auch zum 
Leitgedanken der Charta von Paris 
1990 wurde. Die russische Regie-
rung machte sich in den Folgejah-
ren allerdings umgehend daran, die-
se Idee zu modifizieren. Boris Jelzin 
war eher daran interessiert, die Be-
ziehungen zu den USA zu verbessern, 
die er für einen „natürlicheren“ Ver-
bündeten hielt als ein Sammelsuri-
um europäischer Staaten. Ging es 
in den Gorbatschow-Jahren noch in 
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Russland

Putins Unterstützung 

für autokratische 

Führer ist nicht neu

erster Linie um Integration, sprach 
der Kreml in den neunziger Jahren 
im Hinblick auf die Beziehungen zur 
EU vermehrt von „Partnerschaft“ 
statt von Assoziierung. In dem Part-
nerschafts- und Kooperationsabkom-
men zwischen Russland und der EU 
von 1994 wird kein Wort über eine 
Integrationsagenda verloren. 

In der zweiten Hälfte der neunzi-
ger Jahre setzten sich zwei neue An-
sätze in der russischen Außenpolitik 

durch: Moskau begann da-
mit, einige Russland ver-
meintlich wohlgesonnene 
„Schurkenstaaten“ zu un-
terstützen, selbst wenn 
man damit Gefahr lief, die 

Beziehungen zu anderen wichtigen 
Verbündeten zu beschädigen. Zudem 
wandte sich der Kreml verstärkt dem 
Osten und ganz besonders China zu 
– einem Land, dessen Bedeutung der 
Kreml lange unterschätzt hatte und 
das man nun als neuen „strategischen 
Verbündeten“ gewinnen wollte.

Seit 1993 unterstützte Russland 
Milosevics Jugoslawien, das die blu-
tigen Konflikte auf dem Balkan mit 
zu verantworten hatte. Die Geschich-
te des russischen Ministerpräsiden-
ten Jewgeni Primakow ist bekannt: 
Auf dem Weg zu einem Staatsbesuch 
in Washington im März 1993 ließ er 
die Regierungsmaschine sofort um-
drehen, nachdem er über die ersten 
Luftangriffe der NATO auf Belgrad 
informiert worden war. Später beor-
derte die russische Regierung Trup-
pen in den Nordkosovo, die den im 
ehemaligen Jugoslawien stationier-
ten westlichen Streitkräften gefähr-
lich nahe kamen. 

Derselbe Jewgeni Primakow ar-
beitete Mitte der neunziger Jahre 
als Außenminister eine neue strate-

gische Doktrin aus, in deren Mittel-
punkt die vermeintlich historischen 
Bande zwischen China, Russland und 
Indien standen und die eine neue „Pe-
king-Delhi-Moskau-Achse“ als politi-
sche Allianz für eine „nicht vom Wes-
ten dominierte Welt des 21. Jahrhun-
derts“ propagierte. Seit dieser Zeit 
wurde Peking zum beliebtesten nicht-
europäischen Reiseziel der russischen 
Führungsriege. 

Abkehr vom Westen

Wladimir Putins Unterstützung 
für autokratische Führer – für alte 
Freunde der UdSSR wie Fidel Castro 
und Muammar al-Gaddafi oder neue 
Verbündete wie Baschar al-Assad – 
ist also nichts Neues. Auch die Su-
che nach nichtwestlichen Verbünde-
ten kann nicht ausschließlich der rus-
sischen Politik des 21. Jahrhunderts 
zugeschrieben werden. Die Einsicht, 
dass demokratische Staaten schlechte 
Partner seien, wenn der Staatsapparat 
die eigene Bevölkerung stärker kon-
trollieren soll, stellte sich schon viel 
früher ein. Russlands Abkehr von 
westlichen Partnern und Werten war 
genauso vorhersehbar wie die Abkehr 
von demokratischer und liberaler Po-
litik im Allgemeinen. 

Analysiert man das heutige Russ-
land, könnte man zu dem Schluss 
kommen, dass die gegenwärtige Po-
litik des Landes von der Persönlich-
keit Putins geprägt ist. Dies wieder-
um könnte den Verdacht erhärten, 
dass sich die russische Politik nach 
Putins Herrschaft grundlegend än-
dern könnte. Doch das halte ich für 
falsch. Meiner Ansicht nach wird das 
Ende der Putin-Ära nicht das Ende 
des Putin’schen Russlands bedeuten 
– ganz einfach, weil es so ein Russ-
land nie gab. 
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Vernarrt in die Vergangenheit

Sechs Millionen reiche,  

gebildete Russen  

verließen das Land

Die Welt ist heute nicht mit ei-
nem von Putin geschaffenen Russ-
land konfrontiert, sondern mit ei-
nem Russland, das ganz konsequent 
aus dem Scherbenhaufen der Sowjet-
union und des Zarenreichs entsprin-
gen musste. Der Aufstieg eines Wirt-
schaftssystems, das weder Wettbe-
werb noch Innovation bieten kann, 
war genauso unvermeidbar wie die 
Rückkehr zur imperialistischen Au-
ßenpolitik. Selbst die starken Demo-
kratiebewegungen der achtziger und 
neunziger Jahre vermochten es nicht, 
etwas an den grundlegenden russi-
schen Werten und Gesellschaftsvor-
stellungen zu ändern. Den Eliten ge-
lang es, althergebrachte und der Be-
völkerung vertraute Strukturen wie-
der einzuführen. Niemand sollte 
davon ausgehen, dass sich dieser Zu-
stand schnell wird ändern lassen. 

Die spektakuläre Revolution, 
welche die Sowjetunion Anfang der 
neunziger Jahre auseinanderriss, re-
sultierte aus einer riesigen Protest-
welle, die zum Großteil von der gebil-
deten Stadtbevölkerung vorangetrie-
ben wurde. Der sowjetische Appa-
rat hatte einigen wenigen Menschen 
zu großem Reichtum verholfen, die 
Mehrheit der Bevölkerung aber wirt-
schaftlich marginalisiert. Das nähr-
te die Hoffnung, dass Russland nach 
dem Ende der Sowjetunion kollektiv 
in der „freien Welt“ aufgehen könnte.

Doch Russland veränderte sich 
nicht. Zwar erlaubte es die neu ge-
wonnene Freizügigkeit einzelnen 
Menschen, sich der freien Welt an-

zuschließen, also „individuelle Lö-
sungen für systemische Widersprü-
che“ (Zygmunt Bauman) zu finden. 
Doch die Freizügigkeit, die zum Mo-
tor des Wandels werden sollte, verhin-
derte ihn. Sechs Millio-
nen gut ausgebildete und 
vermögende Russen ver-
ließen das Land und lie-
ßen die Oligarchen und 
Bürokraten zurück, die 
sich nun mit sich selbst und mit ei-
ner komplett unorganisierten Gesell-
schaft konfrontiert sahen. Spätestens 
als die Reformer ein System schufen, 
das den Oligarchen zu noch mehr 
Geld und den Bürokraten zu noch 
mehr Macht verhalf, befand sich das 
Land in einer historischen Sackgasse. 

Das Russland der Gegenwart ist 
kein von Wladimir Putin geschaffe-
nes Konstrukt, sondern das Produkt 
einer Entwicklung, die seit einem 
Vierteljahrhundert unaufhaltsam 
voranschreitet. Es wird sehr schwie-
rig werden, dieses Russland zu trans-
formieren – erst recht für jene west-
lichen Politiker, die es zeitlebens ver-
säumten, den falschen Kurs Moskaus 
überhaupt zu erkennen. 
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